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A. Einleitung

In der Demokratie des Grundgesetzes sehen sich Staatsorgane einem Dilemma
gegenüber: Auf der einen Seite verkörpern sie den Gesamtstaat und müssen sich
parteipolitisch zurückhalten. Dermoderne demokratische Staat als „Heimstatt“1 aller
Bürger, den das Grundgesetz konstituiert, identifiziert sich nicht mit ausgewählten
politischen Parteien, sondern offenbart sein freiheitliches Gepräge gerade in der
prinzipiellen Unvoreingenommenheit gegenüber allen ideologischen Strömungen.
Auf der anderen Seite sind Staatsorgane abhängig von politischen Parteien, die im
Rahmen des Willensbildungsprozesses des Volkes eine zentrale Rolle einnehmen
(Art. 21 Abs. 1 S. 1 GG) und maßgeblichen Einfluss auf staatspolitisch relevante
Personal- und Sachentscheidungen ausüben. Wollen Staatsorgane den Zuspruch der
sie unterstützenden Parteien nicht verlieren und – wie die Bundesregierung – ihrer
verfassungsmäßigen Aufgabe der Politikgestaltung nachkommen, sind sie ge-
zwungen, politisch Stellung zu beziehen. Die so aufkommende Kontroverse zwi-
schen parteipolitischer Abstinenz und Opportunität definiert im Wesentlichen das
Spannungsfeld, in dem sich Staatsorgane bei ihrer täglichen Arbeit bewegen. Das
Grundgesetz hält keine ausdrückliche Lösung für dieses Problem bereit. Vielmehr
schafft es mit seiner Forderung nach starken Parteien und einem politisch offenen
Staat erst die Grundlage für den beschriebenen Konflikt. Wenn sich Staatsorgane
wertend gegenüber politischen Parteien positionieren, greifen sie in den von staat-
lichen Einflüssen im Grundsatz freizuhaltenden Willensbildungsprozess des Volkes
und denWettbewerb der Parteien ein.2 Ihre Handlungen berühren damit die in Art. 3
Abs. 1 i.V.m. Art. 21 Abs. 1 S. 2 GG geschützte Chancengleichheit politischer
Parteien und die von Art. 38 Abs. 1 S. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 1 und 2 GG geforderte
Freiheit derWahl. Eine Beschränkung der Redefreiheit von Staatsorganen kann diese
unter Umständen aber daran hindern, ihren verfassungsmäßigen Aufgaben effektiv
nachzukommen, und sie – als Privatpersonen – in ihrem Grundrecht auf freie
Meinungsäußerung gem. Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG beeinträchtigen. Die Rechte der
Parteien und der Staatsorgane sowie der Schutz freierWahlen als Institution betreffen
für den Bestand und die Funktionsweise der Demokratie gleichermaßen elementare
Aspekte, diemiteinander unter Berücksichtigung aller widerstreitenden Interessen in
Einklang gebracht werden müssen. Das Prinzip der Einheit der Verfassung gebietet
es, den konfligierenden Rechtsgütern imWege der praktischen Konkordanz Grenzen
zu setzen, sodass alle „zu optimalerWirksamkeit gelangen können“.3Die Ergebnisse

1 BVerfGE 108, 282, 299 – Kopftuch.
2 Vgl. hierzu bereits BVerfGE 44, 125, 146 – Öffentlichkeitsarbeit.
3 So Hesse, Grundzüge, Rn. 72, allgemein zur praktischen Konkordanz.



dieses Prozesses beschreiben dann Inhalt und Ausmaß staatlicher Neutralitäts-
pflichten in der politischen Auseinandersetzung.

Die beiden viel beachteten Entscheidungen des Zweiten Senats des Bundesver-
fassungsgerichts aus dem Jahr 20144 zeigen zum einen die Aktualität der Thematik
und zum anderen die mit ihr verbundenen verfassungsrechtlichen Unsicherheiten.5

Sowohl die Äußerung von Bundespräsident Joachim Gauck, der Anhänger rechts-
radikaler Parteien als „Spinner“ bezeichnet hatte,6 als auch die Aussage von Bun-
desfamilienministerin Manuela Schwesig, die im Thüringischen Landtagswahl-
kampf konstatiert hatte, Ziel Nummer eins müsse es sein, die NPD aus dem Landtag
herauszuhalten,7 hat das Bundesverfassungsgericht gebilligt. Die Urteile werfen
grundlegende staatsrechtliche Fragen nach der Stellung politischer Parteien, deren
Verhältnis zu Staatsorganen, dem von der Funktion des jeweiligen Staatsorgans
abhängigen Maßstab der Neutralitätspflichten sowie dem Umfang der vom
Grundgesetz gestatteten parteipolitischen Wirkungsmöglichkeiten von Staatsorga-
nen auf und bieten gleichzeitig nur wenige vollauf zufriedenstellende Antworten.
Auch Landesverfassungsgerichte8 und Verwaltungsgerichte9 hatten sich in den
letzten Jahren vermehrt damit zu befassen, wie intensiv sich öffentliche Amtsträger
am politischen Diskurs beteiligen dürfen. Die Vielzahl der Entscheidungen ver-
deutlicht umso mehr, dass die am Meinungskampf beteiligten Parteien und Staats-
vertreter Rechtssicherheit hinsichtlich der ihnen zukommenden grundgesetzlichen10

Position zu erlangen suchen. Aus der Tatsache, dass sich die Problematik partei-
politischer Neutralität in der Praxis dabei vor allem an Parteien mit verfassungs-
feindlichen Bestrebungen entzündet, darf freilich nicht geschlossen werden, dass
Staatsorgane nicht auch gegenüber anderen Oppositionsparteien abwertend Stellung
beziehen. Gleichwohl wird man Äußerungen gegenüber verfassungsfeindlichen
Parteien unter dem Blickwinkel des Staatsschutzes besondere Aufmerksamkeit zu
widmen haben.

Ausgehend von den aktuellen Entscheidungen11 des Bundesverfassungsgerichts
und einiger Landesverfassungsgerichte werden im Folgenden die verfassungs-

4 BVerfGE 136, 323 – Spinner; 138, 102 – Schwesig; in Bezug auf Regierungsmitglieder
noch einmal bestätigt durch BVerfGE 140, 225 – Wanka.

5 Vgl. auch Muckel, JA 2015, 715, 718.
6 BVerfGE 136, 323 – Spinner.
7 BVerfGE 138, 102 – Schwesig.
8 SaarlVerfGH, Urteil vom 08.07.2014, Az.: Lv 5/14; RhPfVerfGH NVwZ-RR 2014, 665;

ThürVerfGH ThürVBl. 2015, 295; ThürVerfGH ThürVBl. 2016, 273; ThürVerfGH ThürVBl.
2016, 281.

9 VGH Kassel, Beschluss vom 03.05.2013, Az.: 8 A 772/13.Z; VGH Kassel NVwZ-RR
2015, 508; VG Düsseldorf, Urteil vom 09.01.2015, Az.: 1 L 54/15; OVG Münster, Beschluss
vom 12.01.2015, Az.: 15 B 45/15; OVG Saarlouis KommJur 2014, 173.

10 Art. 21 GG ist automatisch auch Bestandteil der Landesverfassungen (vgl. bereits
BVerfGE 6, 367, 375 – Gemeindewahlen).

11 Vgl. hierzu unter B.
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rechtlichen Grundlagen12 der Pflicht der Staatsorgane zu parteipolitischer Neutralität
erörtert. ImAnschluss daran gilt es den konkretenMaßstab der Neutralitätspflicht für
beide zu untersuchenden Verfassungsorgane – also für den Bundespräsidenten13 und
die Bundesregierung14 – unter spezifischer Berücksichtigung ihrer jeweiligen
grundgesetzlichen Aufgaben und Rechte zu bestimmen. Schließlich werden die trotz
der prinzipiellen Neutralitätspflicht bestehenden Wirkungsmöglichkeiten der
Staatsorgane im politischen Diskurs mit den Parteien dargelegt.15 Den Gegenstand
der vorliegenden Untersuchung bilden dabei parteipolitische Äußerungen des
Bundespräsidenten und der Mitglieder der Bundesregierung in jeder Form – ob
schriftlich oder mündlich, in Printmedien oder auf modernen Kommunikationswe-
gen wie Facebook-Seiten oder Tweets.16 Als parteipolitisch ist eine Aussage dann zu
qualifizieren, wenn sie ausdrücklich oder konkludent eine wertende Stellungnahme
zu einer bestimmten politischen Partei beinhaltet. Sonstige Betätigungen von
Staatsorganen mit Bezug zu politischen Parteien, also insbesondere die Zuweisung
von Finanzmitteln17 oder die Vergabe von Redezeiten im Parlament,18 bleiben außer
Betracht. Auch die Äußerungen anderer Bundesorgane – also des Bundestags, des
Bundesrats, des Bundesverfassungsgerichts, der Bundesversammlung und des Ge-
meinsamen Ausschusses – werden hier ebenso keine Berücksichtigung finden wie
die Aussagen von Kirchenvertretern.19

12 Vgl. hierzu unter C.
13 Vgl. hierzu unter D. I.
14 Vgl. hierzu unter D. II.
15 Vgl. hierzu unter E.
16 Vgl. hierzu auch ThürVerfGH ThürVBl. 2016, 273, 277.
17 Hierunter fällt auch die finanzielle Ausstattung von Bundestagsfraktionen (vgl. hierzu

BVerfG NVwZ 2015, 1361).
18 Vgl. hierzu BVerfGE 10, 4 – Redezeit.
19 Diese können zwar – etwa im Falle der katholischen und evangelischen Kirche – Organe

vonKörperschaften des öffentlichen Rechts sein, genießen aber im Gegensatz zu Vertretern der
unmittelbaren Staatsverwaltung selbst Grundrechtsschutz (vgl. hierzu konkret auch die Be-
schlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses des Deutschen Bundestags bzgl. des
Wahleinspruchs der NPD und anderer gegen die Gültigkeit der Wahl zum 18. Deutschen
Bundestag, BT-Drs. 18/1810, S. 271).
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